

Anlage 18 zur GRDrs 859/2013
Verlängerung von Stellenvermerken 
zum Stellenplan 2014
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),


Kostenstelle
	Amt
	BesGr.

oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk

bisher

neu
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	320.03.01.047

32315312
	Amt für öffentliche Ordnung

Straßenverkehrsbehörde
	A 8


	Sachbearbeiter/-in

	1,0
	KW

01/2014

KW

01/2016
	--

	320.03.01.066

32315312


	Amt für öffentliche Ordnung

Straßenverkehrsbehörde
	EG 11
	Ingenieur/-in
	1,0
	KW
01/2014

KW

01/2016
	--


Begründung:
Zum Stellenplan 2012 wurden für den Bereich Baustellen bei der Straßenverkehrsbehörde des Amts für öffentliche Ordnung eine Sachbearbeiter- und eine Ingenieursstelle bewilligt. 

Die Stellenschaffungen erfolgten vor dem Hintergrund einer erheblichen Arbeitsüberlastung, in dessen Folge der Dienstbetrieb im Baustellenbereich wiederholt zusammengebrochen war. Es waren zahlreiche Anträge unbearbeitet geblieben, was zusammen mit der zwangsläufigen Einstellung der gesetzlich geforderten Baustellenkontrollen nicht nur zu rechtlich unhaltbaren Zuständen, sondern auch zu massiven Gebührenausfällen für die Landeshauptstadt führte.

Die neu geschaffenen Stellen wurden zum 1. Januar (SB A8) bzw. 1. August 2012 (Ingenieur/in EG 11) besetzt. Die Einarbeitung der neuen Mitarbeiter/-innen erfolgte zügig und erfolgreich.

Trotz der Stellenzuwächse ergab sich zum Ende des Jahres 2012 ein nahezu unverändertes Bild. Die Arbeitsbelastung war mit 14.851 Genehmigungen noch etwas höher als im Vorjahr. Ursächlich dafür war maßgeblich der Beginn der im damaligen Stellenantrag angekündigten Großbauvorhaben, die erhebliche Arbeitskapazitäten gebunden haben.
Des Weiteren erlaubte die Arbeitsbelastung auch im Jahr 2012 keine systematische Baustellenkontrolle. Dies führte im Verlauf des Jahres wiederholt zu Störungen im Baustellenbetrieb mit teilweise erheblichen Auswirkungen auf die Allgemeinheit. Diese betrafen einerseits die Verkehrssicherheit insbesondere der schwachen Verkehrsteilnehmer Radfahrer und Fußgänger, aber auch Stauungen im Verkehrsfluss, wodurch vermehrt Lärm und Abgase produziert wurden. Aus diesen Beeinträchtigungen resultierten zahlreiche Bürgerbeschwerden und eine negative Presseberichterstattung (z. B. zum „Baustellenchaos“ in der Tübinger Straße).
Die Verlängerung der KW-Vermerke ist daher zwingend erforderlich.
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